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Jahr für Jahr werden Hilfeleistungen bei 
Pannen, Unfällen, Havarien in großer 
Zahl von Serviceunternehmen (Pannen-
hilfsdiensten, Reifendiensten, Automo-
bilclubs, Abschlepp- und Bergungs-
unternehmen, Kfz-Werkstätten) 
durchgeführt.

Solche Arbeiten an liegengebliebenen 
oder verunfallten Fahrzeugen gehören 
zu den gefährlichen Arbeiten, weil sie 
meistens im Gefahrenbereich des 
fließenden Verkehrs durchgeführt 
werden müssen. Auch wenn sich die 
große Mehrheit der sich einer Pannen-/
Unfallstelle (Einsatzstelle) annähernden 
 Verkehrsteilnehmerinnen oder Verkehrs-
teilnehmer richtig bzw. für die dort 
 Beschäftigten unkritisch verhält, so 
können doch diejenigen Fahrerinnen 
und Fahrer, die unkonzentriert, übermü-
det, aggressiv oder in der diffizilen 
Verkehrssituation überfordert sind, zur 
tödlichen Gefahr werden.

Daher ist es für den Personenkreis, der 
Pannen-/Unfallhilfsarbeiten durchführt, 
überlebenswichtig, sich und andere 
Beteiligte situationsangepasst optimal 
zu sichern. Jeder Einsatzfall ist anders 
gelagert, weshalb nicht jede der Siche-
rungsmaßnahmen in allen Situationen 
gleichermaßen ausreichend und 

sinnvoll sein kann. Auch vermeintlich 
gleich gelagerte Standard-Hilfeleistun-
gen können sich als höchst unterschied-
lich darstellen: Wo das Nachfüllen von 
Kraftstoff auf einem Parkplatz neben 
einer wenig befahrenen Kreisstraße eine 
sichere Angelegenheit sein kann, da 
kann die gleiche Hilfeleistung in einem 
stark befahrenen Tunnel mit Gegenver-
kehr in höchstem Maße kritisch werden.

Abb. 1 Pannenhilfe mit tragischen Folgen

Einführung
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Faktoren, die eine Hilfsmaßnahme 
wesentlich beeinflussen und bei jedem 
Einsatz anders sein können, sollen hier 
exemplarisch aufgeführt werden:

• Meldebild bei Informationsaufnahme  
Die Aufnahme und die Bewertung der 
eingehenden Informationen stellen 
die ersten Schritte zur Hilfeleistung 
dar. Welche Leistungen sind zu erbrin-
gen, welche Maßnahmen erforderlich? 

Von Umfang und Qualität der Informa-
tion hängt es in wesentlichem Maße 
ab, dass die Helferinnen oder Helfer 
die situationsgerechten Maßnahmen 
treffen. Durch stress bedingte Fakto-
ren, Übermittlungsfehler, Ortsun-
kenntnis usw. des Hilfe Suchenden ist 
stets mit unvollstän digen oder fal-
schen Angaben zu rechnen.

• Witterungsbedingungen  
Nässe, Kälte, Hitze, Wind, Schnee und 
Eis können die Arbeiten an der Ein-
satzstelle und die zurückzulegenden 
Wege erheblich erschweren.

• Tageszeit, Lichtverhältnisse  
Die unterschiedlichen Lichtverhältnis-
se bei Tag und Nacht haben großen 
Einfluss auf Sicherheit und Dauer der 
Hilfsmaßnahmen.

• Lage der Einsatzstellen  
Hier muss berücksichtigt werden, ob 
sich Einsatzstellen auf Autobahnen, 
Bundesstraßen, Land- oder Kreisstra-
ßen, in der Stadt oder auf dem Land 
befinden. Ist die Verkehrsdichte hoch 
oder niedrig? Wie hoch sind die gefah-
renen Geschwindigkeiten? Liegen 
Einsatzstellen hinter Kurven oder Kup-
pen, auf gerader Strecke, in Baustel-
len oder im Tunnel?

Einführung
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• Bodenbeschaffenheit  
Der Untergrund kann z. B. aus tragfähi-
gem Asphalt oder Beton, aus Kies oder 
Schotter oder aus unbefestigtem, 
nicht tragfähigem Gelände bestehen.

• Vorgefundene Absicherung  
Hier erstreckt sich die Bandbreite des-
sen, was die Helferin oder der Helfer 
beim Eintreffen vorfindet, vom völlig 
ungesichert abgestellten Pannen-/
Unfallfahrzeug über durchgeführte 
Maßnahmen, wie sie § 15 der Straßen-
verkehrs-Ordnung (StVO) vorschreibt, 
bis hin zu weiträumigen Absicherun-
gen seitens Polizei oder Autobahn-/
Straßenmeisterei.

• Art und Dauer des Einsatzes  
Die durchzuführenden Hilfsmaßnah-
men können kurzzeitig zu erledigen 
sein oder länger dauern, sie können 
mitunter auch vor Ort nicht durchführ-
bar sein, also eine Bergung oder ein 
Abschleppen erforderlich machen.

• Art und Größe des Pannen-/ 
Unfallfahrzeuges  
Von Art und Größe des mit einer 
 Panne bzw. durch einen Unfall liegen-
gebliebenen Fahrzeuges ist z. B. die 
Größe eines einzusetzenden Ber-
gungs- bzw. Abschleppfahrzeuges 

oder die notwendige Ausstattung eines 
Pannenhilfsfahrzeuges abhängig.

Viele Probleme, die bei einem Einsatz 
auftreten, können aber durch eine gute 
Organisation im Vorfeld vermieden, 
Gefährdungen minimiert werden. 
Geeignete Einsatzfahrzeuge, geeignetes 
Werkzeug, ausgebildetes Personal, gute 
Ortskenntnisse, mitgeführte Hilfsmittel, 
z. B. Betriebsstoffe, Öle, Beleuchtungs-
möglichkeiten, Unterstellheber und 
– besonders wichtig – geeignetes und 
richtig eingesetztes Absicherungsmate-
rial, verbessern die Qualität der Hilfe vor 
Ort, verkürzen die Aufenthaltsdauer des 
Einsatzpersonals im Gefahrenbereich 
des Straßenverkehrs und tragen so zur 
Sicherheit der Beschäftigten bei.

Der wichtigste Grundsatz lautet:

Personenschutz geht  
vor Sachschutz!

Weil das Risiko mit zunehmender 
 Verweildauer stark ansteigt, ist die 
 Einsatzzeit im Gefahrenbereich auf das 
kürzestmögliche Maß zu beschränken!

Diese DGUV Information gibt Hinweise 
für die Vorbereitung und die sichere 
Durchführung von Pannen-/Unfallhilfe, 

!

Einführung
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Bergungs- und Abschlepparbeiten und 
konkretisiert die Absicherung von 
Einsatzstellen anhand von Beispielen 
(Regelplänen).

Sie enthält weiterhin Angaben für die 
Ausbildung und Unterweisung der 
 Beschäftigten, für deren Ausstattung mit 
persönlichen Schutzausrüstungen, für 
die Eignung und Ausrüstung der 
 Pannenhilfs-, Bergungs- und Abschlepp-
fahrzeuge und beinhaltet eine Mus-
ter-Checkliste für eine systema tische 
Informationsaufnahme für Pannen-/
Unfallhilfe.

Bestehende straßenverkehrsrechtliche 
Vorschriften für die Ausrüstung von 
 Einsatzfahrzeugen (Pannenhilfsfahr-
zeugen) oder die Absicherung von 
liegengebliebenen Fahrzeugen bleiben 
hiervon unberührt.

Einführung
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• Einsatzstellen
Einsatzstellen sind die Stellen, an
denen Pannen-/Unfallhilfe bzw.
 Bergungsmaßnahmen sowie Ab-
schlepparbeiten durchgeführt werden.

• Einsatzarbeiten
Einsatzarbeiten sind Arbeiten zur
 Pannen-/Unfallhilfe sowie Bergungs-/
Abschlepparbeiten.

• Pannen-/Unfallhilfe (Hilfsmaßnahmen)
Hilfsmaßnahmen sind alle Maßnah-
men, die zur Wiederherstellung der
Roll- bzw. Betriebsfähigkeit von
 Fahrzeugen führen, die deren Weiter-
betrieb ermöglichen oder die zu einer
Entfernung von Fahrzeugen aus dem
Verkehrsraum erforderlich sind.

• Einsatzfahrzeuge
Einsatzfahrzeuge sind Pannen-
hilfsfahrzeuge gemäß den Abb. 2 bis 5
(siehe auch „Richt linien über die
 Mindestanforderungen an Bauart oder
Ausrüstung von Pannenhilfsfahrzeu-
gen“ zu § 52 Abs. 4 Nr. 2 StVZO):

Abb. 3 Bergungsfahrzeug 
(LKW für Fahrzeugbeförderung (LFB),  
mit Kran (LFBK))

Abb. 2 Abschleppwagen 
(Unterfahrlift (AWU))

Abb. 4 Fahrzeug mit entsprechender 
Ausrüstung vornehmlich zur Behebung 
technischer Störungen an Ort und Stelle 
(Sonstiges Kfz Werkstattwagen (SKW))

Abb. 5 Fahrzeug mit entsprechender 
Ausrüstung vornehmlich zur Behebung von 
Reifenpannen an Ort und Stelle 
(Sonstiges Kfz Werkstattwagen (SKW))

1 Begriffsbestimmungen
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• Verkehrsraum  
Zum Verkehrsraum gehören die 
 Fahrstreifen, Seitenstreifen und Halte-
buchten.

• Instandsetzungsarbeiten  
Instandsetzungsarbeiten sind Maß-
nahmen zur Wiederherstellung des 
Sollzustandes. Die Instandsetzung 
umfasst alle Arbeiten zur Wiederher-
stellung des verkehrssicheren, ord-
nungsgemäßen und betriebsbereiten 
Zustandes von Fahrzeugen und Fahr-
zeugteilen.  
Hierzu zählen auch Teilinstandset-
zungsarbeiten, die in Form der Nothil-
fe dazu dienen, das Pannen-/Unfall-
fahrzeug so weit wieder betriebsbereit 
zu machen, dass es von der Einsatz-
stelle entfernt bzw. in die Werkstatt 
verbracht werden kann.

• Bergungsmaßnahmen  
Unter Bergung versteht man das Auf-
richten, Herausziehen und Verladen 
— auch mittels Kran — von Pannen- 
und Unfallfahrzeugen, die nicht mehr 
roll- und/oder lenkfähig sind.

Begriffsbestimmungen
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• Abschleppen  
Dem Begriff Abschleppen liegt der 
Nothilfegedanke zugrunde. Hierunter 
ist das Verbringen eines betriebsunfä-
hig gewordenen Fahrzeuges oder 
einer Fahrzeugkombination von der 
Fahrbahn oder von anderen Stellen, 
z. B. vom Hof, der Garage oder der 
Verwahrstelle, zum möglichst nahe 
gelegenen, geeigneten Bestimmungs-
ort (Werkstatt, Verschrottungsbetrieb, 
Garage, Verladebahnhof usw.) zu ver-
stehen.

• Schleppen  
Jedes Anhängen eines Kraftfahrzeuges 
an ein anderes Kraftfahrzeug, das 
nicht unter den Nothilfegedanken des 
Abschleppens fällt, ist Schleppen im 
Sinne des § 33 der Straßenverkehrs- 
Zulassungs-Ordnung (StVZO), unab-
hängig davon, ob das Fahrzeug be-
triebsunfähig oder betriebsfähig ist. 
Schleppen ist nur zulässig mit einer 
Ausnahmegenehmigung nach § 70 
StVZO.

Begriffsbestimmungen
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2.1 Grundsätzliches

Nach den einschlägigen Gesetzen und 
Unfallverhütungsvorschriften ist die 
Arbeitssicherheit eine wesentliche 
unternehmerische Aufgabe. Die Unter-
nehmerin oder der Unternehmer trägt 
hierfür die Verantwortung, ebenso aber 
auch alle Beschäftigten im Rahmen der 
ihnen übertragenen Aufgaben in 
Zusammenhang mit einer zu erbringen-
den Dienstleistung.

2.2 Unternehmerpflichten

2.2.1 Allgemeine Unternehmer-
pflichten

Im Rahmen der Unternehmerpflichten 
zu veranlassende Maßnahmen nach 
den §§ 3 und 4 Arbeitsschutzgesetz 
(ArbSchG), § 4 Betriebssicherheitsver-
ordnung (BetrSichV) und § 2 der 
DGUV Vorschrift 1 „Grundsätze der 
Prävention“ sind insbesondere:
• sichere und menschengerechte 

 Einrichtungen zu schaffen,
• betriebssichere und geeignete 

 Einsatzfahrzeuge zu stellen,

• Maßnahmen zum Arbeits- und 
 Gesundheitsschutz zu treffen durch 
Gestaltung von Arbeitsverfahren 
 sowie durch Optimierung von Arbeits-
abläufen,

• persönliche Schutzausrüstungen zur 
Verfügung zu stellen,

• die Beschäftigten zu unterweisen,
• sicherheitswidriges Verhalten nicht zu 

dulden,
• die schriftliche Beauftragung zum 

Führen von LKW-Ladekranen.

2.2.2 Gefährdungsbeurteilung

Wer ein Unternehmen führt, ist nach den 
Bestimmungen des § 5 Arbeitsschutzge-
setz verpflichtet, eine Gefährdungsbe-
urteilung (Beurteilung der Arbeitsbedin-
gungen und der damit verbundenen 
Gefährdungen) durchzuführen. Ziel ist 
es, die Arbeit so zu gestalten, dass eine 
Gefährdung für Leben und Gesundheit 
möglichst vermieden oder die verblei-
bende Gefährdung möglichst gering 
gehalten wird. Die Gefährdungs-
beurteilung und die Überprüfung der 
Wirksamkeit der Maßnahmen ist in 
geeigneter Form zu dokumentieren 
(§ 6 Arbeitsschutzgesetz).

2 Verantwortung des Unternehmens und 
der Beschäftigten
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2.2.3 Betriebsanweisungen

Zur Verhütung von Unfällen und zur 
Vermeidung arbeitsbedingter Gesund-
heitsgefahren beim Einsatz von Fahr-
zeugen und zur Absicherung von 
Einsatzstellen hat die Unternehmerin 
oder der Unternehmer Betriebsanwei-
sungen in verständlicher Form und 
Sprache aufzustellen. Diese sind den 
Beschäftigten in geeigneter Form zur 
Kenntnis zu bringen. Betriebsanweisun-
gen werden unter anderem gefordert in 
der DGUV Vorschrift 54 und 55 „Winden, 
Hub- und Zuggeräte“, DGUV Vorschrift 
52 und 53 „Krane“ und in der DGUV 
Vorschrift 70 und 71 „Fahrzeuge“. Bei 
der Erstellung von Betriebsanweisungen 
sind auch die vom Hersteller mitgeliefer-
ten Betriebsanleitungen zu beachten.

2.3 Arbeitnehmerpflichten

Beschäftigte haben die der Arbeitssi-
cherheit dienenden Maßnahmen zu 
unterstützen.

Dabei haben sie insbesondere zu 
beachten:
•  einschlägige Bestimmungen des 

 Straßenverkehrsrechtes und der 
 Unfallverhütungsvorschriften sowie

•  Anweisungen der Unternehmenslei-
tung.

 
Beschäftigte haben vor der Benutzung 
von Einsatzfahrzeugen zu überprüfen, 
ob sicherheitstechnische Mängel an 
Absicherungsmaterial oder Arbeits-
mitteln vorliegen.

Einrichtungen und Arbeitsstoffe dürfen 
nur bestimmungsgemäß benutzt 
werden. Festgestellte Mängel sind 
unverzüglich zu beseitigen oder, falls 
dies nicht möglich ist, der/dem Vorge-
setzten zu melden.

Die zur Verfügung gestellten persönli-
chen Schutzausrüstungen sind zu 
benutzen.

Verantwortung des Unternehmens und der Beschäftigten
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Für den reibungslosen Ablauf von 
Hilfsmaßnahmen ist die Informations-
aufnahme von entscheidender Bedeu-
tung. Je besser der Kenntnisstand des 
Einsatzpersonals ist, umso schneller 
und sicherer ist die Durchführung der 
Hilfe.

Die Zeit, die für die Gewinnung wertvol-
ler Informationen im Büro oder im 
Callcenter bei der Aufnahme investiert 
wird, verringert die Aufenthaltsdauer 
des Einsatzpersonals an der Einsatzstel-
le oft um ein Vielfaches. Der Einsatz wird 
mit steigender Qualität der Informatio-
nen besser planbar.

Es sollte für die Informationsaufnahme 
sichergestellt sein, dass Notrufe in den 
gängigen Fremdsprachen entgegenge-
nommen werden können. Personen, die 
Informationen aufnehmen, sollten 
fachlich geeignet sein:
• Sie sollen Kenntnisse auf dem Gebiet 

der Fahrzeugtechnik besitzen. Nur so 
kann gewährleistet werden, dass Feh-
lerursachen durch fundiertes Nachfra-
gen eingegrenzt oder bestmöglich 
ermittelt werden können.

• Sie sollen die Fähigkeit besitzen, An-
rufende zu beruhigen und zu leiten, 
um die notwendigen Informationen zu 
erfahren.

3 Informationsaufnahme

• Sie sollen Situationen schnell überbli-
cken können, damit geeignete Maß-
nahmen eingeleitet werden können.

• Sie sollen sich in Zuständigkeit und 
Ablauf der Rettungs- und Hilfskräfteor-
ganisationen auskennen, damit geeig-
nete Maßnahmen ohne Zeitverzug 
eingeleitet werden können.

 
Informationen, die bei jeder Meldung 
abgefragt werden sollten, sind beispiel-
haft im Anhang 1 aufgeführt und können 
als Grundlage für eine individuelle 
Checkliste herangezogen werden.

Abschließend können den Betroffenen 
Sicherheitshinweise entsprechend der 
Gefahrenlage gegeben werden (siehe 
Anhang 2).
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4 Voraussetzungen und Einsatzbereitschaft 
für die Hilfsmaßnahmen

Für eine schnelle und sichere Durchfüh-
rung der Hilfsmaßnahmen müssen 
neben der Einsatzbereitschaft verschie-
dene Voraussetzungen der Einsatzfahr-
zeuge und der Ausrüstung erfüllt sein.

4.1 Eignung der Fahrzeuge

4.1.1 Anerkennung

Grundvoraussetzung für den Einsatz  
der Fahrzeuge ist deren Anerkennung 
als Pannenhilfsfahrzeug im Sinne  
des § 52 Abs. 4 Nr. 2 StVZO. Diese 
DGUV Information empfiehlt zusätzliche 
Fahrzeugausrüstungen, um die Arbeits-
sicherheit zu erhöhen.

Nach den „Richtlinien über die Mindest-
anforderungen an Bauart oder Aus-
rüstung von Pannenhilfsfahrzeugen” 
(VkBl 1997, S. 472) sind als Pannenhilfs-
fahrzeuge im Sinne des § 52 Abs. 4 Nr. 2 
StVZO anzuerkennen:
1.  Abschleppwagen
2. Bergungsfahrzeuge
3.  Fahrzeuge mit entsprechender Aus-

rüstung vornehmlich zur Behebung 
technischer Störungen an Ort und 
Stelle

4. Fahrzeuge mit entsprechender Aus-
rüstung vornehmlich zur Behebung 
von Reifenpannen an Ort und Stelle.

In den Richtlinien werden die Anerken-
nungsvoraussetzungen für Pannenhilfs-
fahrzeuge aufgeführt sowie die Ausrüs-
tungsgegenstände für die unter den 
Nummern 3 und 4 genannten Fahrzeuge 
aufgelistet.

4.1.2 Lichttechnische Ausrüs-
tung der Einsatzfahrzeuge

Wenn die horizontale und vertikale 
Sichtbarkeit (geometrische Sichtbarkeit) 
es erfordert, sind die Einsatzfahrzeuge 
mit mehreren Kennleuchten für gelbes 
Blinklicht (Rundumlicht) nach § 52 Abs. 4 
StVZO auszurüsten. Diese Kennleuchten 
müssen eine Bauartgenehmigung nach 
§ 22 a StVZO haben und der ECE-Rege-
lung 65 bzw. den Technischen Anforde-
rungen an Fahrzeugteile (TA) Nr. 13 
entsprechen. Es ist sicherzustellen, dass 
diese Kennleuchten nicht durch Fahr-
zeugaufbauten oder Fahrzeugteile 
verdeckt werden oder ihre Warnwirkung 
eingeschränkt wird.
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Zusätzlich sollen Einsatzfahrzeuge mit 
weiteren lichttechnischen Einrichtungen 
ausgerüstet sein. Diese können sein:
• am Fahrzeug angebrachte (netzab-

hängige) Warnleuchten nach § 53 a 
Abs. 3 StVZO, die den TA Nr. 20 ent-
sprechen. Ihre Hauptausstrahlrich-
tung muss nach hinten gerichtet sein; 
für die Anbringung können besondere 
Auflagen gelten,

• mobile (netzunabhängige) Warnleuch-
ten nach § 53 a Abs. 1 StVZO, die den 
TA Nr. 19 entsprechen; zur Anzahl der 
mitzuführenden (mobilen) Warnleuch-
ten siehe Abschnitt 4.1.4

oder
• tragbare Blinkleuchten nach § 53 b 

Abs. 5 Satz 7 StVZO, die den TA Nr. 
16 a entsprechen.

Leuchten in (Doppel-) Blitztechnik 
haben eine bessere Warnwirkung und 
sollten deshalb bevorzugt eingesetzt 
werden. Hiermit kann der Verkehr 
weithin sichtbar auf die Einsatzstelle 
aufmerksam gemacht werden. Dabei ist 
es wichtig, die am Fahrzeug anzubrin-
genden lichttechnischen Einrichtungen 
(Rundumlicht, Warnleuchten) möglichst 
hoch auf dem Fahrzeugdach zu montie-
ren, damit sie möglichst nicht durch 
andere Fahrzeuge verdeckt werden 
können (Abb. 7 und 8).

Abb. 6 Alle Warnleuchten bzw. Blinkleuch-
ten müssen eine Bauartgenehmigung nach 
§ 22 a StVZO haben (kenntlich gemacht 
durch ein Prüfzeichen)

Abb. 7 Teleskopierbare, weit sichtbare 
Warnleuchten

Voraussetzungen und Einsatzbereitschaft für die Hilfsmaßnahmen
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4.1.3 Konturmarkierung

Fahrzeuge der Klasse N (LKW) mit einer 
zulässigen Gesamtmasse von > 7,5 t 
(Erstzulassung 01.11.2013) müssen mit 
einer retroreflektierenden Konturmarkie-
rung ausgestattet sein. Retroreflektieren-
de Konturmarkierungen dienen der frühe-
ren und besseren Erkennbarkeit der 
Einsatzfahrzeuge durch sich annähernde 
Verkehrsbeteiligte bei Dunkelheit bzw. 
Dämmerung. Sie sind nachgewiesener-
maßen sehr wirksam und haben hohes 
Unfallvermeidungspotenzial.

Mit retroreflektierenden Markierungen 
in Form von Streifen- oder Konturmarkie-
rungen kann die gesamte Länge, Breite 
und gegebenenfalls Höhe des Fahrzeugs 
kenntlich gemacht werden. Dies ist für 
die Einsatzfahrzeuge, die für Bergungs- 
und Abschlepparbeiten häufig quer zur 
Längsrichtung des fließenden Verkehrs 
positioniert werden müssen, von 
besonderer Bedeutung.

Eine Konturmarkierung ist auch für 
Einsatzfahrzeuge zulässig, für die eine 
solche Kennzeichnung nicht vorge-
schrieben ist (§ 53 Abs. 10 StVZO). Sie 
muss den Bestimmungen der ECE- 
Regelung Nr. 104 über einheitliche 
Bedingungen für die Genehmigung 

An der Front montierte gelbe Blitzkenn-
leuchten mit einer Hauptabstrahlrich-
tung nach vorne sind für Pannenhilfs-
fahrzeuge nicht erlaubt.

Abb. 8 Warnleuchten in Doppelblitztechnik

Voraussetzungen und Einsatzbereitschaft für die Hilfsmaßnahmen
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retroreflektierender Markierungen für 
schwere und lange Kraftfahrzeuge und 
ihre Anhänger vom 15. Juni 2015 entspre-
chen. Für die Anbringung gilt ECE-Rege-
lung Nr. 48 vom 08.10.2016.

Für Fahrzeuge der Klassen M 1 (PKW) 
und O 1 (Anhänger bis 750 kg zGM) ist 
sie nicht zulässig.

Abb. 9 Konturmarkierung

Abb. 10 Beleuchtung der Konturmarkierung 
mit einer Taschenlampe bei Nacht

4.1.4 Absicherungsmaterial

In den Richtlinien über die Mindestan-
forderungen an Bauart oder Ausrüstung 
von Pannenhilfsfahrzeugen sind die 
Anerkennungsvoraussetzungen für 
Pannenhilfsfahrzeuge sowie die Ausrüs-
tungsgegenstände und das Absiche-
rungsmaterial für die Fahrzeuge (Nr. 3 
und 4 der Richtlinie) aufgeführt.

Abschleppwagen (Nr. 1 der Richtlinien) 
oder Bergungsfahrzeuge (Nr. 2), mit 
denen Einsatzarbeiten im Sinne dieser 
DGUV Information durchgeführt werden, 
sind ebenfalls mit Absicherungsmaterial 
auszurüsten:

Leitkegel (Zeichen 610) müssen den 
„Technischen Lieferbedingungen für 
Leitkegel“ (TL-Leitkegel), herausge-
geben vom Bundesministerium für 
Verkehr und digitale Infrastruktur, 
Abteilung Straßenbau, entsprechen. 
Hierin sind z. B. Größen, Gewichte und 
Rückstrahlwerte festgelegt.

Voraussetzungen und Einsatzbereitschaft für die Hilfsmaßnahmen
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Für eine der Gefährdungssituation entsprechende Absicherung sollten alle Einsatz-
fahrzeuge – unbeschadet der in den Richtlinien über die Mindestanforderungen an 
Bauart oder Ausrüstung an Pannenhilfsfahrzeugen geforderten Ausrüstungsgegen-
stände – wie folgt bestückt sein, wobei nach der Art des Einsatzfahrzeuges zu 
unterscheiden ist:

Einsatzfahrzeuge über 3,5 t zulässige 
Gesamtmasse und alle Kastenwagen

• 1 Warnflagge weiß-rot gestreift
• 3 Warndreiecke
• 5 Warnleuchten (siehe dazu 

 Abschnitt 4.1.2)
• 10 Leitkegel, davon mindestens  

5 Leitkegel 750 mm hoch

Einsatzfahrzeuge bis 3,5 t zulässige 
Gesamtmasse (ausgenommen 
 K astenwagen)

• 1 Warnflagge weiß-rot gestreift
• 3 Warndreiecke
• 3 Warnleuchten (siehe dazu 

 Abschnitt 4.1.2)
• 5 Leitkegel

Mit Hilfe von Transporteinrichtungen 
(Abb. 11) kann die Handhabung des 
Absicherungsmaterials erleichtert und 
dadurch die Zeit für den Auf- und Abbau 
verringert werden.

Abb. 11 Transportkarre für Leitkegel

Voraussetzungen und Einsatzbereitschaft für die Hilfsmaßnahmen
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4.1.5 Weitere Ausrüstungsgegen-
stände, Ersatzteile, 
 Betriebs- und Hilfsstoffe

Einsatzfahrzeuge müssen stets einsatz-
bereit sein. Erfahrungsgemäß sind 
folgende Positionen für den Einsatz 
notwendig:
• Betriebsstoffe des Einsatzfahrzeugs 

(Kraftstoff, Öl, Kühlwasser usw.)

• Hilfsstoffe und Werkzeug 
mindestens gemäß Richtlinien über 
die Mindestanforderungen an Bauart 
oder Ausrüstung von Pannenhilfsfahr-
zeugen zu § 52 Abs. 4 Nr. 2 StVZO

• Ersatzteile 
Die Auswahl der Ersatzteile kann sich 
richten nach:

 – Häufigkeit des Bedarfs (eigene Er-
fahrungswerte)

 – Mitteilung von Fahrzeugherstellern 
und Organisationen

• Zusatzgeräte
 – Schweißanlagen (Füllstand der 
Autogen-/Schutzgas-Flaschen)

 – Kraftstoff für Stromerzeuger

• Handscheinwerfer

• Feuerlöscher
 – Einsatzfahrzeug über 3,5 t zulässige 
Gesamtmasse und alle Kastenwa-
gen: mindestens ein 6-kg-Pulverlö-
scher ABC

 – Einsatzfahrzeug bis 3,5 t zulässige 
Gesamtmasse (ausgenommen 
 Kastenwagen): mindestens ein 
2-kg-Pulverlöscher ABC

• Reinigungsmaterial 
Ölbindemittel, Schaufel, Besen, 
 Abfallbehälter

• Kommunikationsmittel 
Eine Möglichkeit zur fernmündlichen 
Kommunikation (Mobiltelefon, 
 Betriebsfunk) muss gegeben sein.

4.2 Regelmäßige Prüfungen

Die Betriebssicherheit der Einsatzfahr-
zeuge muss sichergestellt sein durch:
• Verkehrssicherheit: 

Hauptuntersuchung und Sicherheits-
prüfung (SP) gemäß § 29 der StVZO in 
Verbindung mit

• Arbeitssicherheit: 
Sachkundigenprüfung gemäß § 57  
der DGUV Vorschrift 70 und 71 „Fahr-
zeuge“

Voraussetzungen und Einsatzbereitschaft für die Hilfsmaßnahmen
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Nach § 3 Abs. 6 der Betriebssicherheits-
verordnung hat die Arbeitgeberin oder 
der Arbeitgeber Art, Umfang und Fristen 
erforderlicher Prüfungen der Arbeits-
mittel zu recherchieren. Bei diesen 
Prüfungen sollen sicherheitstechnische 
Mängel systematisch erkannt und 
abgestellt werden.

Die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber 
legt ferner die Voraussetzungen fest, 
welche die von ihr/ihm beauftragten 
Personen (zur Prüfung befähigte Perso-
nen) zu erfüllen haben.

Für einige Arbeitsmittel sind nachfol-
gend die Rechtsgrundlagen der erforder-
lichen Prüfungen angegeben, die als 
Stand der Technik zu beachten sind
• für elektrische Betriebsmittel, z. B. 

Bohrmaschine, Trennschleifer, Strom-
erzeuger, Ladegerät für Handschein-
werfer:  
Prüfung durch eine Elektrofachkraft 
oder unter Leitung und Aufsicht einer 
Elektrofachkraft gemäß § 5 der 
DGUV Vorschrift 3 und 4 „Elektrische 
Anlagen und Betriebsmittel“,

• für Winden, Hub- und Zuggeräte 
 (Berge-/Abschleppwinden, Hebekis-
sen): Sachkundigenprüfung gemäß 
§ 23 der DGUV Vorschrift 54 und 55 
„Winden, Hub- und Zuggeräte“,

• für Hebebühnen:  
Prüfung durch eine befähigte Person 
gemäß Tabelle 2 der TRBS 1201,

• für Druckbehälter der Druckluftversor-
gung:  
Prüfungen durch zugelassene Überwa-
chungsstellen bzw. befähigte Perso-
nen gemäß §§ 15 und 16 Betriebssi-
cherheitsverordnung (BetrSichV),

• für LKW-Krane:  
Sachkundigenprüfung gemäß § 26 
Abs. 1 und 2 der DGUV Vorschrift 52 
und 53 „Krane“,

• für Anschlagmittel (Seile, Ketten, 
Hebebänder):  
Sachkundigenprüfung gemäß  
Nr. 3.15.2 Kapitel 2.8 Betreiben von 
Lastaufnahmeeinrichtungen im Hebe-
zeugbetrieb der DGUV Regeln 100-500 
und 100-501 „Betreiben von Arbeits-
mitteln“.

Voraussetzungen und Einsatzbereitschaft für die Hilfsmaßnahmen

22



4.3 Persönliche 
 Schutzausrüstungen

Geeignete persönliche Schutzausrüs-
tungen müssen zur Verfügung stehen 
und getragen werden.
• Warnkleidung 

der Klasse 3 (Hose in Verbindung mit 
Jacke) nach DIN EN ISO 20471, Hoch-
sichtbare Warnkleidung – Prüfverfah-
ren und Anforderungen

• Schutzkleidung 
gegen Nässe und Kälte

Bei Nässe
Gemäß DIN EN 343:2010-05,  
Schutzkleidung – Schutz gegen Re-
gen, siehe auch DGUV Regel 112-198 
„Benutzung von Schutzkleidung“.

Bei Kälte
Gemäß DIN EN 342:2018-01, Schutz-
kleidung – Kleidungssysteme und 
Kleidungsstücke zum Schutz gegen 
Kälte, siehe auch DGUV Re gel 
112-198 „Benutzung von Schutzklei-
dung”.

Die betreffende Wetter-/Kälteschutzklei-
dung muss stets auch DIN EN ISO 20471 
entsprechen, es sei denn, sie wird als 
Unterkleidung unter der entsprechen-
den Warnkleidung getragen.

• Fußschutz 
Gemäß DGUV Regel 112-191 „Benut-
zung von Fuß- und Knieschutz“;  
der verwendete Fußschutz muss der 
DIN EN ISO 20345:2012-04, Persönli-
che Schutzausrüstung – Sicherheits-
schuhe bzw. DIN EN ISO 20346:2014-
09, Persönliche Schutzausrüstung 
– Schutzschuhe entsprechen.

• Schutzhandschuhe 
(z. B. bei Kranarbeiten, Bergungs-
arbeiten) 
gemäß DGUV Regel 112-195 „Benut-
zung von Schutzhandschuhen“; 

Abb. 12 Warnkleidung mit Kälteschutzeigen-
schaften

Voraussetzungen und Einsatzbereitschaft für die Hilfsmaßnahmen
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Schutzhandschuhe müssen 
DIN EN 420:2010-03, Schutzhand-
schuhe – Allgemeine Anforderungen 
und Prüfverfahren entsprechen

• Schutzbrille 
(z. B. für Schleifarbeiten, Schweißen) 
gemäß DGUV Regel 112-191 „Benut-
zung von Augen- und Gesichtsschutz“

• Kopfschutz 
(z. B. bei Kranarbeiten, Bergungs-
arbeiten) 
gemäß DGUV Regel 112-193 
 „Benutzung von Kopfschutz“; 
Schutzhelme müssen 
DIN EN 397:2013-04, Industrieschutz-
helme entsprechen

4.4 Einsatzvoraussetzungen 
und Vorbereitungen

• Ortskunde 
Soweit keine Navigationsgeräte vor-
handen sind, muss geeignetes Karten-
material (Stadtpläne, Landkarten) für 
den gesamten Einsatzbereich mitge-
führt werden. Das Einsatzpersonal 
sollte ortskundig sein.

• Kenntnisse über Hub-, Haken- und An-
hängelasten 
Die zulässigen Hub- und Hakenlasten 
sowie die Anhängelasten (gebremst 
und ungebremst) der Einsatzfahrzeu-
ge müssen dem Einsatzpersonal be-
kannt sein. Sie dürfen beim Abschlep-
pen, Schleppen und bei 
Bergungsarbeiten nicht überschritten 
werden.

• Stellplatz der Einsatzfahrzeuge 
Es ist sicherzustellen, dass die Ein-
satzfahrzeuge unverzüglich ausrücken 
können und nicht beispielsweise 
durch andere Fahrzeuge zugeparkt 
sind oder werden.

Voraussetzungen und Einsatzbereitschaft für die Hilfsmaßnahmen
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Die Fahrzeuge müssen jederzeit einsatz-
bereit sein. Einsatzbereitschaft setzt 
voraus, dass die Einsatzfahrzeuge sofort 
nach der Rückkehr von einem Einsatz 
wieder für den nächsten vorbereitet 
werden. Dies gilt besonders für das 
Absicherungsmaterial.

Soweit nachfolgend Vorgaben für das 
Verhalten am Einsatzort gegeben 
werden, handelt es sich um Maßnah-
men, die auf allgemeinen Erfahrungen 
basieren. Situationsabhängig kann 
auch eine stark hiervon abweichende 
Vorgehensweise erforderlich sein.

Bei unklarem Meldebild, bei Verkehrs-
gefährdung, Verzögerungen oder 
Behinderungen soll Meldung an die 
Polizei und/oder die Autobahn-/
Straßenmeisterei gegeben werden, um 
von dort Unterstützung zu bekommen, 
z. B. in Form von verkehrslenkenden 
Maßnahmen. Unter bestimmten Bedin-
gungen kann es notwendig bzw. anzura-
ten sein, mit mehreren Beschäftigten, 
gegebenenfalls auch mit mehreren 
Einsatzfahrzeugen, auszurücken, wie 
z. B. bei:
• Massenkarambolagen und den damit 

häufig verbundenen schwierigen Ber-
gungsmaßnahmen,

5 Durchführung des Einsatzes

• schwierigen Instandsetzungsarbeiten, 
die zu zweit erheblich schneller durch-
geführt werden können,

• problematischer Absicherung der 
 Einsatzstelle; hier kann die zweite 
Person den herannahenden Verkehr 
und die am Pannen-/Unfallfahrzeug 
beschäftigte Person warnen.

5.1 Anfahrt zur Einsatzstelle

Vor Antritt der Fahrt muss die Warn-
kleidung angelegt sein!

Bei der Annäherung an die Einsatzstelle 
ist der nachfolgende fließende Verkehr 
rechtzeitig auf die Gefahrensituation 
aufmerksam zu machen
• durch Einschalten des gelben 

 Blinklichtes (Rundumlichtes) und even-
tuell anderer am Fahrzeug vorhandener 
Warnleuchten (soweit deren Einsatz 
während der Fahrt zulässig ist),

• durch Einschalten der Warnblinkanlage.

Bei der Annäherung ist die Situation vor 
Ort zu erfassen. Es ist insbesondere auf 
Sichteinschränkungen durch Kurven, 
Kuppen oder Ablenkungen durch 
Lichtzeichen zu achten, um die Absiche-
rung der Einsatzstelle entsprechend 
darauf abzustimmen.

25



Darüber hinaus ist zu prüfen:
• Lage des Pannen-/Unfallfahrzeuges
• Sind bereits ausreichende Absiche-

rungsmaßnahmen getroffen worden?
• Ist die Polizei bereits vor Ort?
• Werden bereits verkehrslenkende Maß-

nahmen, z. B. durch die Polizei oder 
Autobahnmeisterei, durchgeführt?

Steht das Pannen-/Unfallfahrzeug so, 
dass es einen Fahrstreifen einengt oder 
teilweise sperrt, ist die Polizei und/oder 
die Autobahn-/Straßenmeisterei 
umgehend zu informieren.

5.2 Abstellen des Einsatzfahr-
zeuges, Prüfen der durch-
geführten Maßnahmen

1. Bei Annäherung sofort – soweit nicht 
schon bei der Anfahrt erfolgt – gel-
bes Blinklicht (Rundumlicht) und 
andere am Einsatzfahrzeug vorhan-
dene Warnleuchten einschalten. Bei 
Erreichen der Einsatzstelle zusätz-
lich die Warnblinkanlage einschalten 
und bei abgestelltem Einsatzfahr-
zeug während der gesamten Aufent-
haltsdauer an der Einsatzstelle ein-
geschaltet lassen, bei Dunkelheit 
auch das Standlicht.

2. Das Einsatzfahrzeug hinter dem Pan-
nen-/Unfallfahrzeug abstellen (der 
nachfolgende Verkehr erreicht zuerst 
das Einsatzfahrzeug). Dies gilt nicht, 
wenn der Aufenthalt des Einsatzfahr-
zeuges vor dem Pannenfahrzeug zu 
einer geringeren Gefährdung führt 
(Regelplan V). Auf Autobahnen und 
Schnellstraßen sollte zwischen Ein-
satz- und Pannen-/Unfallfahrzeug 
ein Abstand von zirka 20 m eingehal-
ten werden. Beim Abstellen ist dar-
auf zu achten, dass die gelenkten 
Räder so eingeschlagen werden, 
dass im Falle der Kollision mit einem 
anderen Verkehrsteilnehmer oder 
einer anderen Verkehrsteilnehmerin 
das Einsatzfahrzeug zum Fahrbahn-
rand gelenkt wird.

3. Prüfen, ob ein Warndreieck in ausrei-
chender Entfernung aufgestellt ist.

4. Prüfen, ob das Pannen-/Unfallfahr-
zeug von der Fahrbahn entfernt wer-
den kann, z. B.

 -  auf eine Tank- und Rastanlage, 
einen Parkplatz oder nachgeord-
nete bzw. verkehrsärmere Straße,

 -  vollständig auf den Seitenstreifen, 
ohne Hineinragen in einen Fahr-
streifen,

 -  beim Liegenbleiben auf dem lin-
ken Fahrstreifen möglichst weit auf 
den Mittelstreifen (Grünstreifen).

Durchführung des Einsatzes
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Im Gefahrenbereich des fließenden 
Verkehrs sind grundsätzlich nur solche 
Arbeiten durchzuführen, die weniger 
Zeit in Anspruch nehmen als eine 
Entfernung aus dem Gefahrenbereich 
oder die der Vorbereitung des Transport- 
oder Abschleppvorganges dienen. Alle 
weitergehenden Arbeiten sind in den 
verkehrsarmen Bereich der Parkplätze 
etc. zu verlegen.

5.3 Absicherung der Einsatz-
stelle

Zur Absicherung der Einsatzstelle sind 
Leitkegel (Lübecker Hüte), (Doppel-) 
Blitzleuchten und Warndreiecke aufzu-
stellen.

Nach § 45 Abs. 7 a der Straßenverkehrs-
ordnung (StVO) darf die Besatzung von 
Fahrzeugen, die im Pannenhilfsdienst, 
bei Bergungsarbeiten und bei der 
Vorbereitung von Abschleppmaßnah-
men eingesetzt wird, bei Gefahr im 
Verzug zur Eigensicherung, zur Absiche-
rung des havarierten Fahrzeuges und 
zur Sicherung des übrigen Verkehrs an 
der Pannenstelle Leitkegel (Zeichen 610) 
aufstellen.

Das Absicherungsmaterial ist so aufzu-
stellen, dass es durch den vorbeifahren-
den Verkehr nicht umgeworfen werden 
kann, z. B. durch Luftzug.

Die nachfolgend beschriebenen und in 
den Regelplänen im Anhang 3 darge-
stellten Einsatzsituationen stellen 
typische Beispiele dar. Die aufgezeigten 
Absicherungen sind lediglich als Emp-
fehlungen zu verstehen. Sie  erheben 
keinen Anspruch auf Rechtsverbindlich-
keit, die Verantwortung des Einsatzper-
sonals bleibt hiervon unberührt.

So vielfältig wie die Einsatzsituationen 
sein können, so individuell sind die 
Absicherungsmaßnahmen der Situation 
anzupassen.

Absicherungsmaßnahmen sind von 
einer Fülle von Einflussfaktoren abhän-
gig, wie insbesondere der Straßenart, 
dem Straßenverlauf, dem Fahrbahn-
querschnitt, dem Vorhandensein von 
Seitenstreifen, den Sichtverhältnissen, 
der Fahrbahnbeschaffenheit, der 
Stausituation, der Größe des Hindernis-
ses, der Beeinträchtigung des Verkehrs-
flusses durch das Hindernis usw.

Nach der Absicherung und vor Aufnahme 
der Arbeiten ist der auf die Einsatzstelle 

Durchführung des Einsatzes
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zurollende Verkehr zu beobachten und 
erforderlichenfalls eine Veränderung der 
Absicherung vorzunehmen.

Beispiele:
• Zu kurz abgesichert: Der Verkehr rollt 

mit unverminderter Geschwindigkeit 
vorbei oder bremst erst kurz vor oder 
neben dem Hindernis.

• Zu weit abgesichert: Der Verkehr wird 
wieder schneller.

• Das Absicherungsmaterial ragt zu weit 
in die Fahrbahn: Der Fahrstreifen wird 
zu eng, der Verkehr rollt extrem lang-
sam und es besteht Unfallgefahr 
durch Auffahren.

Das Absicherungsmaterial sollte in einer 
Flucht stehen und in etwa gleich großen 
Abständen aufgebaut werden, um zu 
vermeiden, dass Verkehrsteilnehmerin-
nen oder Verkehrsteilnehmer verwirrt 
werden und an falscher Stelle durch die 
Absicherung fahren.

Eine Beeinträchtigung der verbleiben-
den Fahrstreifen durch Absicherungs-
material ist in jedem Fall zu vermeiden. 
Daher sind Leitkegel, Leuchten und 
Warndreiecke immer entlang der 
Fahrstreifenbegrenzungslinien auf der 
verkehrsabgewandten Seite zu positio-
nieren.

Abb. 13 Absicherung einer Einsatzstelle

In Bereichen, die sich mit eigenen 
Mitteln (Positionieren des Einsatzfahr-
zeuges und Verwendung des Absiche-
rungsmaterials) nicht ausreichend gegen 
Gefahren des fließenden Verkehrs 
absichern lassen oder in denen die 
Durchführung der Absicherungsmaßnah-
men zu gefährlich wäre, darf nicht ohne 
weitergehende, verkehrslenkende 
Absicherungsmaßnahmen gearbeitet 
werden. Solche Maßnahmen sind 
unverzüglich über die Polizei, Auto-
bahn-/Straßenmeisterei oder auf andere 
geeignete Art in die Wege zu leiten.

Auf eine Absicherung in dem wie in den 
Regelplänen im Anhang 3 beschriebe-
nen Umfang kann teilweise verzichtet 
werden, sofern
• der gesamte Verkehr an der Einsatz-

stelle zum Erliegen gekommen ist 
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oder sich nur noch ganz langsam (mit 
Schrittgeschwindigkeit) bewegt und 
diese Verhältnisse für die Dauer des 
Einsatzes voraussichtlich bestehen 
bleiben,

• aus dem Lagebild erkennbar ist, dass 
ein Pannenfahrzeug ohne weitere 
Arbeiten umgehend auf das Plateau 
eines Bergungsfahrzeuges (Plateau-
fahrzeug) aufzuladen ist,

• die Einsatzstelle innerhalb einer ge-
schlossenen Ortschaft liegt.

Die nach § 15 der StVO vorgeschriebene 
Absicherung bleibt hiervon unberührt.

Die Lage eines Pannen-/Unfallfahrzeu-
ges kann es erforderlich machen, dieses 
unabhängig von Art und Umfang der 
Hilfsmaßnahme in einen gesicherten 
Bereich (z. B. auf einen Parkplatz) 
abzuschleppen. Ist das Fahrzeug noch 
aus eigener Kraft rollfähig und befindet 
sich ein Parkplatz, eine Abfahrt, eine 
Pannenbucht oder Ähnliches in der 
Nähe, ist zu veranlassen, dass es 
dorthin verbracht wird. Unter dem 
Aspekt der Verhältnismäßigkeit ist z. B. 
im Falle einer Reifenpanne ein Felgen-
schaden in Kauf zu nehmen.

5.4 Verhalten an der Einsatz-
stelle

5.4.1 Allgemeine Verhaltensregeln

Einsätze zur Pannen-/Unfallhilfe und zur 
Bergung bzw. zum Abschleppen/
Verladen von Fahrzeugen sind so 
unterschiedlich, dass nur für Teilberei-
che allgemein gültige Regeln aufgestellt 
bzw. bestehende Regeln herangezogen 
werden können. Viele dieser Einsätze 
zählen zu den gefährlichen Arbeiten, vor 
allem auf Grund der Gefährdung durch 
den fließenden Verkehr. Entscheidend 
für die Sicherheit ist überlegtes und 
sicherheitsbewusstes Vorgehen des 
Einsatzpersonals an der Einsatzstelle. 
Der in der Einführung genannte Grund-
satz ist von solcher Wichtigkeit, dass er 
hier noch einmal zu wiederholen ist:

Personenschutz geht  
vor Sachschutz!

Unter Personenschutz ist sowohl der 
Schutz der eigenen Person als auch 
derjenige anderer Personen (insbeson-
dere der Insassen der Pannen- bzw. 
Unfallfahrzeuge) zu verstehen.

!
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Deshalb ist der fließende Verkehr stets 
im Auge zu behalten und ein möglicher 
Fluchtweg zu sichern. Dieses gilt auch, 
wenn Arbeiten auf der Ladefläche eines 
Einsatzfahrzeugs oder im Innern eines 
Werkstattwagens durchgeführt werden.

Die Fahrzeuginsassen sollten wenn 
möglich hinter die Schutzplanke 
geschickt werden, auf jeden Fall sind sie 
vom Betreten der Fahrbahn und des 
Seitenstreifens abzuhalten.

Leisten Fahrzeuginsassen Hilfe, z. B. 
Verkehrsbeobachtung oder Warnung 
des fließenden Verkehrs, so sollte 
darauf geachtet werden, dass diese 
Warnkleidung tragen, gegebenenfalls 
sollten ihnen verfügbare Warnwesten 
leihweise ausgehändigt werden.

5.4.2 Persönliche Sicherheits-
maßnahmen

Bei allen Arbeiten ist nach Möglichkeit 
der fließende Verkehr zu beobachten.

Es sind mögliche Fluchtwege ausfindig 
zu machen, um bei drohender Gefahr 
ausweichen zu können.

Das Einsatzpersonal sollte immer auf 
der dem Verkehr abgewandten Seite 
gehen, d. h. beim nach vorne oder nach 
hinten Laufen hinter der Schutzplanke 
oder zumindest neben dem Fahrzeug 
(auf der dem Verkehr abgewandten 
Seite) bleiben. Weiterhin sollte es sich 
immer neben und nicht zwischen den 
Fahrzeugen bewegen.

5.5 Einsatzarbeiten

5.5.1 Einsatzzeitbegrenzung

Im Verkehrsraum von Autobahnen oder 
Kraftfahrstraßen dürfen Instandset-
zungsarbeiten, die eine vorhersehbare 
Einsatzzeit vor Ort von mehr als 30 
Minuten erfordern, nicht durchgeführt 
werden, es sei denn, die vorbereitenden 
Maßnahmen zum Abschleppen/Verla-
den wären zeitlich aufwändiger als die 
Instandsetzungsmaßnahme selbst. 
Restriktivere behördliche Vorschriften 
oder Auflagen bleiben hiervon unberührt.

5.5.2 Einsatz von Arbeitsleuchten

Wenn es die Lichtverhältnisse erfordern, 
sind Arbeitsleuchten einzusetzen.
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Eingesetzte Leuchten zur Beleuchtung 
von Arbeitsgeräten und Arbeitsstellen 
dürfen bei Einsatzarbeiten nur dann 
eingeschaltet werden, wenn sie andere 
Verkehrsteilnehmerinnen oder Verkehrs-
teilnehmer nicht blenden. Sie dürfen 
nicht während der Fahrt eingeschaltet 
werden.

5.5.3 Instandsetzungsarbeiten

Instandsetzungsarbeiten dürfen nur 
unter Berücksichtigung der sicherheits-
technischen Regeln – insbesondere der 
DGUV Regel 109-009 „Fahrzeug-Instand-
haltung“ – sowie der jeweiligen 
Betriebsanleitung des Fahrzeugs und 
der sicherheitstechnischen Hinweise 
der Hersteller durchgeführt werden.

Sichern gegen Wegrollen
Bevor mit Instandsetzungsarbeiten 
begonnen wird, ist zu prüfen, ob das 
Pannen-/Unfallfahrzeug gegen Wegrol-
len ausreichend gesichert ist, erforderli-
chenfalls sind Maßnahmen durchzufüh-
ren; diese sind:
• Auf ebenem Gelände:

 – Betätigen der Feststellbremse 
und

 – Einlegen des kleinsten Ganges bei 
Fahrzeugen mit Schaltgetriebe

oder
 – Einlegen der Parksperre bei Fahrzeu-
gen mit automatischem Getriebe.

• Auf unebenem Gelände oder im 
 Gefälle:

 – zusätzlich Unterlegkeile benutzen, 
sofern für das Pannen-/Unfallfahr-
zeug eine entsprechende Ausrüs-
tung vorgeschrieben ist.

Sichern angehobener bzw. gekippter 
Fahrzeuge und Fahrzeugteile
An und unter angehobenen Fahrzeugen 
darf erst gearbeitet werden, wenn diese 
gegen Abrollen, Abgleiten, Umkippen 
oder Absinken gesichert sind. Dabei 
sind die Bodenverhältnisse vor Ort zu 
berücksichtigen. Es ist darauf zu achten, 
dass der Boden unter der Abstützung 
ausreichend fest ist. Erforderlichenfalls 
sind Unterstellheber (Wagenheber) bzw. 
Unterstellböcke zur Vergrößerung der 
Aufstandsfläche – entsprechend der 
Tragfähigkeit des Bodens – zu unterle-
gen. Unter angehobenen oder gekippten 
Fahrzeugteilen, z. B. nach dem Anheben 
mit einem Wagenheber, darf erst 
gearbeitet werden, wenn diese gegen 
unbeabsichtigtes Absinken formschlüs-
sig gesichert sind.
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Starthilfe
Beim Anklemmen von Starthilfeeinrich-
tungen oder Messgeräten ist die Minus-
leitung als letzter Kontakt möglichst 
weit entfernt von den Akkumulatoren 
und unterhalb der Gasaustrittsöffnun-
gen an einem gut leitenden Massepunkt 
am Fahrzeug, zum Beispiel am Motor-
block, anzulegen, da durch Knallgasent-
wicklung und Lichtbogenbildung am 
Kontakt Explosionsgefahr bestehen 
könnte. Hat das Fahrzeug einen so 
genannten massefreien Rahmen, ist der 
Kontakt nach den Vorgaben des Herstel-
lers herzustellen. Beim Abklemmen ist 
zuerst die Minusleitung zu lösen.

Betanken
Beim Betanken von Fahrzeugen sind 
Maßnahmen zur Verhütung von Bränden 
und Explosionen durchzuführen, wie 
z. B.:
• Nicht rauchen
• Zündquellen vermeiden
• Keine elektrischen Geräte benutzen

Arbeiten an Fahrzeugen mit Autogas- 
anlagen
Bei Fahrzeugen mit Autogasanlagen 
sind vor Beginn von Instandsetzungs-
arbeiten die Entnahmeventile zu 
schließen und die Leitungen durch 
Betreiben des Motors (wenn möglich) zu 

entleeren. Für die durchzuführenden 
Arbeiten müssen die Beschäftigten 
entsprechend qualifiziert bzw. unterwie-
sen sein.

Arbeiten an Fahrzeugen mit Hochvolt- 
anlagen
Für die durchzuführenden Arbeiten an 
Fahrzeugen mit Hochvoltanlagen 
müssen Pannenhelfer gemäß 
DGUV Information 200-005 „Qualifizie-
rung für Arbeiten an Fahrzeugen mit 
Hochvoltsystemen“ qualifiziert sein. 
Vorgaben und Hinweise der Fahrzeug-
hersteller, insbesondere bei Bergungs-
maßnahmen, sind zu beachten.

Falls erforderlich ist das HV-System 
freizuschalten (siehe auch VDA FAQ- 
Liste Unfallhilfe und Bergen bei Fahrzeu-
gen mit Hochvoltsystemen (FAQ)).

Arbeiten in der Nähe von Freileitungen 
Müssen Instandsetzungsarbeiten oder 
Bergungsarbeiten in der Nähe von 
Freileitungen durchgeführt werden, so 
sind folgende Sicherheitsabstände 
einzuhalten:
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Nennspannung 
(Volt)

Sicherheitsabstand 
(Meter)

bis  1000 V 1,0 m

über       1 kV 
bis  110 kV

3,0 m

über  110 kV 
bis  220 kV

4,0 m

über  220 kV 
bis  300 kV

5,0 m

bei unbekannter 
Nennspannung

5,0 m

5.5.4 Bergungsarbeiten

Die Bergung von Fahrzeugen darf nur 
von geschultem oder eingewiesenem 
Personal durchgeführt werden.

In der Regel sind für die Durchführung 
der Bergung Spezialkenntnisse notwen-
dig. Bei Unklarheiten sind vor der Durch-
führung Erkundigungen z. B. bei Herstel-
lern, Sachverständigen einzuholen.

Beim Ziehen von Fahrzeugen mit 
Winden oder mittels Seilen, Ketten 
dürfen sich im Gefahrenbereich der 
Zugmittel keine Personen aufhalten. 
Einsatzfahrzeuge sind dabei gegen 
Kippen, Umstürzen, Wegrollen oder 
Wegrutschen zu sichern. Dies gilt auch 
für das Bewegen von Fahrzeugen mit 
Kranen. Greift der Ablauf der Bergung in 
den Straßenverkehr ein oder ergeben 
sich gefährliche Situationen für Dritte, 
so muss der Ablauf mit Polizei und/oder 
Autobahn-/Straßenmeisterei abgespro-
chen werden.
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5.5.5 Abschlepparbeiten

Werden Pannen-/Unfallfahrzeuge 
abgeschleppt, müssen sie mit dem 
Zugfahrzeug sicher verbunden sein.

Falls möglich, sind Abschleppstangen 
zu verwenden. Die Abschleppstangen 
sind mit einer geeigneten Einrichtung, 
z. B. Unterstellbock, so am Pannen-/
Unfallfahrzeug zu positionieren, dass 
sich beim Heranfahren des Einsatzfahr-
zeuges niemand zwischen den Fahrzeu-
gen aufhalten muss.

Beim Einsatz von Seilen ist auf die 
zulässige Belastbarkeit zu achten. Seile 
dürfen nicht beschädigt sein. Für das 
Schleppen von maschinell angetriebe-
nen Fahrzeugen mit mehr als 4000 kg 
zulässiger Gesamtmasse sind Seile 
nicht zulässig.

Wird ein Fahrzeug auf der Autobahn 
abgeschleppt, ist diese bei der nächs-
ten Abfahrt zu verlassen (siehe § 15 a 
StVO). Mit einem abzuschleppenden 
Fahrzeug darf nicht in die Autobahn 
eingefahren werden. Während des 
Abschleppens haben beide Fahrzeuge 
die Warnblinkanlage einzuschalten. 
Krafträder dürfen nicht abgeschleppt 
werden.

5.5.6 Abtransport von Fahrzeugen

Werden Fahrzeuge verladen, so sind sie 
gegen Herabfallen besonders zu 
sichern. Die Ladung ist so zu verstauen 
und bei Bedarf zu sichern, dass bei 
üblichen Verkehrsbedingungen eine 
Gefährdung von Personen ausgeschlos-
sen ist und unnötige Lärmentwicklung 
vermieden wird.

Beim Transport sind die höchstzulässi-
gen Abmessungen – insbesondere in 
Bezug auf Breite und Höhe – zu beachten.

Die Kenntlichmachung von Fahrzeugen, 
die selbst oder deren Ladung überbreit 
oder überlang sind, ist in § 22 der 
Straßenverkehrsordnung (StVO) und in 
den „Richtlinien für die Kenntlichma-
chung überbreiter und überlanger 
Straßenfahrzeuge sowie bestimmter 
hinausragender Ladungen“ zu § 32 
StVZO für den Verkehr auf öffentlichen 
Straßen geregelt.

Beim Abschleppen von Fahrzeugen mit 
Hochvoltsystemen sind unbedingt die 
Herstellervorgaben (siehe z. B. Betriebs-
anleitung) zu beachten.
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6.1 Regelmäßige Unterweisung

Die Unternehmerin oder der Unterneh-
mer muss nach § 12 Arbeitsschutzgesetz 
und § 4 Abs. 1 der DGUV Vorschrift 1 
„Grundsätze der Prävention“ die 
Beschäftigten über die bei ihren Tätig-
keiten auftretenden Gefahren sowie die 
Maßnahmen zu ihrer Abwendung vor der 
Beschäftigung und danach in angemes-
senen Zeitabständen, mindestens 
jedoch einmal jährlich, unterweisen. 
Diese Unterweisung ist zu dokumentie-
ren. Nach § 3 der PSA-Benutzungsverord-
nung (PSA-BV) hat die Arbeitgeberin 
oder der Arbeitgeber die Beschäftigten 
außerdem darin zu unterweisen, wie die 
persönlichen Schutzausrüstungen 
sicherheitsgerecht benutzt werden.

6.2 Umgang mit technischen 
Geräten

Für den Umgang mit technischen 
Geräten wie Bergekran, Ladekran, 
Seilwinde, Hubbrille, verfahrbarem 
Plateau, Bergehilfsmitteln, z. B. Umlenk-
rollen, fordern die Betriebssicherheits-
verordnung sowie die einschlägigen 
Unfallverhütungsvorschriften die 
Ausbildung und Einweisung des Einsatz-
personals.

6.2.1 Umgang mit Seil- und 
 Bergewinden, Hubbrillen 
und Hebeeinrichtungen

Die Unternehmerin oder der Unterneh-
mer darf mit dem Aufstellen, Warten 
oder selbstständigen Betätigen der 
Winden nur Personen beauftragen, die 
hierzu geeignet und hiermit vertraut 
sind (§ 24 Abs. 1 der DGUV Vorschrift 54 
und 55 „Winden, Hub- und Zuggeräte“).

6.2.2 Umgang mit Kranen 
 (Abschlepp-, Berge-, Lade-
kranen)

Die Unternehmerin oder der Unterneh-
mer darf mit dem selbstständigen 
Führen (Kranführerin/Kranführer) oder 
Instandhalten eines Kranes nur Perso-
nen beschäftigen, 
1. die das 18. Lebensjahr vollendet 

haben,
2. die körperlich und geistig geeignet 

sind,
3. die im Führen oder Instandhalten 

des Kranes unterwiesen sind und der 
Unternehmerin/dem Unternehmer 
ihre Befähigung hierzu nachgewie-
sen haben und 

4. von denen zu erwarten ist, dass sie 
die ihnen übertragenen Aufgaben 

6 Ausbildung und Unterweisung der Be-
schäftigten
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zuverlässig erfüllen (§ 29 Abs.1 der 
DGUV Vorschrift 52 und 53 „Krane“).

Die Beauftragung zum selbstständigen 
Führen muss durch die Unternehmerin 
oder den Unternehmer schriftlich 
erfolgen.

Die Fähigkeiten und Fertigkeiten im 
Umgang mit diesen technischen Einrich-
tungen müssen vor dem ersten Einsatz 
praktisch geübt werden.

Für die Bergung von Fahrzeugen sollte 
das Einsatzpersonal Bergelehrgänge 
absolvieren, die bei vielen Verbänden 
und Institutionen angeboten werden. 
„Neulinge“ sollten von erfahrenen 
Beschäftigten eingearbeitet werden.

Das Einsatzpersonal muss die einzelnen 
Anschlagmittel, z. B. Seile, Ketten, 
Hebebänder, kennen und beurteilen 
können, welche (situationsabhängig) 
zur Bergung einzusetzen sind.

6.3 Absicherung der Einsatz-
stellen

Das Einsatzpersonal muss die gesetz-
lich vorgeschriebene Absicherung 
kennen und darüber hinaus in der Lage 

sein, zusätzliches Absicherungsmaterial 
richtig und situationsgerecht einzuset-
zen. Hierzu gehört auch die richtige 
Handhabung des Absicherungsmate-
rials, z. B. Zusammenschalten von 
Blitzleuchten, Aufstellen und Positionie-
ren von Warnleuchten.

6.4 Ladungssicherung

Beim Abtransport müssen Pannen- oder 
Unfallfahrzeuge richtig gesichert wer-
den. Kenntnisse der Zurrkräfte, Zurrmit-
tel (Seile, Zurrgurte, Ketten) sowie der 
Sicherungsmethoden (formschlüssige, 
kraftschlüssige Sicherung) sind für das 
Einsatzpersonal unerlässlich.

6.5 Instandsetzungsarbeiten

Insbesondere bei der Pannen-/Unfallhil-
fe sollte das Einsatzpersonal im Kraft-
fahrzeughandwerk ausgebildet und in 
die Tätigkeiten eingewiesen sein. Nur so 
kann gewährleistet werden, dass 
Instandsetzungsarbeiten schnell, sicher 
und unter Berücksichtigung der Herstel-
lerangaben durchgeführt, die Zeitvorga-
ben (siehe Abschnitt 5.5.1) eingehalten 
und die Verkehrsbeeinträchtigungen auf 
ein Minimum reduziert werden.
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An sicherheitsrelevanten Teilen, z. B. 
Lenkung, Bremse, darf nur dafür ausge-
bildetes Einsatzpersonal Arbeiten 
durchführen.

Das Einsatzpersonal muss die für die 
Durchführung der Pannen-/Unfallhilfe 
zutreffenden Vorschriften und Regeln, 
insbesondere die DGUV Regel 109-009 
„Fahrzeug-Instandhaltung“, kennen.

6.6 Umgang mit Betroffenen

Da Betroffene je nach Lage und Situa-
tion behilflich, aber auch störend und 
gefährdend sein können, sollte das 
Einsatzpersonal darauf geschult und 
vorbereitet werden, wie im Einzelfall mit 
solchen Personen umgegangen werden 
kann.

Auf der Grundlage der Vorkommnisse 
können in den Pannenhilfs-, Abschlepp- 
und Bergungsunternehmen individuelle 
Strategien mit Hilfe von Fachleuten 
entwickelt werden.

Durch klare Anweisungen, unterstützt 
durch Handzettel, die an die Betroffe-
nen ausgegeben werden, könnten die 
Helferinnen und Helfer zu konkretem 
Verhalten auffordern, z. B. zur 

Beobachtung des fließenden Verkehrs 
von sicherer Position aus.

6.7 Besondere Vorschriften der 
StVO und StVZO

Das Einsatzpersonal muss die wichtigs-
ten Vorschriften des Straßenverkehrs-
rechts kennen, insbesondere folgende:

§ 15 StVO Liegenbleiben von Fahrzeugen
Bleibt ein mehrspuriges Fahrzeug an 
einer Stelle liegen, an der es nicht 
rechtzeitig als stehendes Hindernis 
erkannt werden kann, so ist sofort 
Warnblinklicht einzuschalten. Danach 
ist mindestens ein auffällig warnendes 
Zeichen gut sichtbar in ausreichender 
Entfernung aufzustellen, und zwar bei 
schnellem Verkehr in etwa 100 m 
Entfernung; vorgeschriebene Siche-
rungsmittel, wie Warndreiecke, sind zu 
verwenden. Darüber hinaus gelten die 
Vorschriften über die Beleuchtung 
haltender Fahrzeuge.

§ 15 a StVO Abschleppen von Fahrzeugen
(1) Beim Abschleppen eines auf der 
Autobahn liegengebliebenen Fahrzeugs 
ist die Autobahn bei der nächsten 
Ausfahrt zu verlassen.

Ausbildung und Unterweisung der Beschäftigten

37



(2) Beim Abschleppen eines außerhalb 
der Autobahn liegengebliebenen 
Fahrzeugs darf nicht in die Autobahn 
eingefahren werden.

(3) Während des Abschleppens haben 
beide Fahrzeuge Warnblinklicht einzu-
schalten.

(4) Krafträder dürfen nicht abgeschleppt 
werden.

§ 17 StVO Beleuchtung
(1) Während der Dämmerung, bei 
Dunkelheit oder wenn die Sichtverhält-
nisse es sonst erfordern, sind die 
vorgeschriebenen Beleuchtungseinrich-
tungen zu benutzen. Die Beleuchtungs-
einrichtungen dürfen nicht verdeckt 
oder verschmutzt sein.

§ 22 StVO Ladung
(1) Die Ladung einschließlich Geräte zur 
Ladungssicherung sowie Ladeeinrich-
tungen sind so zu verstauen und zu 
sichern, dass sie selbst bei Vollbrem-
sung oder plötzlicher Ausweichbewe-
gung nicht verrutschen, umfallen, 
hin- und herrollen, herabfallen oder 
vermeidbaren Lärm erzeugen können. 
Dabei sind die anerkannten Regeln der 
Technik zu beachten.

(2) Fahrzeuge und Ladung dürfen 
zusammen nicht breiter als 2,55 m und 
nicht höher als 4 m sein.

(3) Die Ladung darf bis zu einer Höhe von 
2,5 m nicht nach vorn über das Fahrzeug, 
bei Zügen nicht über das ziehende 
Fahrzeug hinausragen. Im Übrigen darf 
der Ladungsüberstand nach vorn bis zu 
50 cm über das Fahrzeug, bei Zügen bis 
zu 50 cm über das ziehende Fahrzeug 
betragen.

(4) Nach hinten darf die Ladung bis zu 
1,5 m hinausragen, jedoch bei Beförde-
rung über eine Wegstrecke bis zu einer 
Entfernung von 100 km bis zu 3 m; die 
außerhalb des Geltungsbereichs dieser 
Verordnung zurückgelegten Wegstre-
cken werden nicht berücksichtigt. 
Fahrzeug oder Zug samt Ladung darf 
nicht länger als 20,75 m sein. Ragt das 
äußerste Ende der Ladung mehr als 1 m 
über die Rückstrahler des Fahrzeugs 
nach hinten hinaus, so ist es kenntlich 
zu machen durch mindestens

1. eine hellrote, nicht unter 30 x 30 cm 
große, von einer Querstange ausein-
andergehaltene Fahne,

2. ein gleich großes, hellrotes, quer 
zur Fahrtrichtung pendelnd aufge-
hängtes Schild oder
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3. einen senkrecht angebrachten zylin-
drischen Körper gleicher Farbe und 
Höhe mit einem Durchmesser von 
mindestens 35 cm.

Diese Sicherungsmittel dürfen nicht 
höher als 1,5 m über der Fahrbahn 
angebracht werden. Wenn nötig (§ 17 
Abs. 1), ist mindestens eine Leuchte mit 
rotem Licht an gleicher Stelle anzubrin-
gen, außerdem ein roter Rückstrahler 
nicht höher als 90 cm.

(5) Ragt die Ladung seitlich mehr als 
40 cm über die Fahrzeugleuchten, bei 
Kraftfahrzeugen über den äußersten 
Rand der Lichtaustrittsflächen der 
Begrenzungs- oder Schlussleuchten 
hinaus, so ist sie, wenn nötig (§ 17 
Abs. 1), kenntlich zu machen, und zwar 
seitlich höchstens 40 cm von ihrem 
Rand und höchstens 1,5 m über der 
Fahrbahn nach vorn durch eine Leuchte 
mit weißem, nach hinten durch eine mit 
rotem Licht. Einzelne Stangen oder 
Pfähle, waagerecht liegende Platten und 
andere schlecht erkennbare Gegenstän-
de dürfen seitlich nicht herausragen.

§ 35 Abs. 6 StVO Sonderrechte
(6) Fahrzeuge, die dem Bau, der Unter-
haltung oder Reinigung der Straßen und 
Anlagen im Straßenraum oder der 

Müllabfuhr dienen und durch weiß-rot-
weiße Warneinrichtungen gekennzeich-
net sind, dürfen auf allen Straßen und 
Straßenteilen und auf jeder Straßensei-
te in jeder Richtung zu allen Zeiten 
fahren und halten, soweit ihr Einsatz 
dies erfordert, zur Reinigung der Gehwe-
ge jedoch nur, wenn die zulässige 
Gesamtmasse bis zu 2,8 t beträgt. 
Dasselbe gilt für Fahrzeuge zur Reini-
gung der Gehwege, deren zulässige 
Gesamtmasse 3,5 t nicht übersteigt und 
deren Reifeninnendruck nicht mehr als 
3 bar beträgt. Dabei ist sicherzustellen, 
dass keine Beschädigung der Gehwege 
und der darunterliegenden Versorgungs-
leitungen erfolgen kann. 

Personen, die hierbei eingesetzt sind 
oder Straßen oder in deren Raum 
befindliche Anlagen zu beaufsichtigen 
haben, müssen bei ihrer Arbeit außer-
halb von Gehwegen und Absperrungen 
auffällige Warnkleidung tragen.

§ 38 StVO Blaues Blinklicht und gelbes 
Blinklicht
(1) ...

(2) Blaues Blinklicht allein darf nur von 
den damit ausgerüsteten Fahrzeugen 
und nur zur Warnung an Unfall- oder 
sonstigen Einsatzstellen bei 

Ausbildung und Unterweisung der Beschäftigten

39



Einsatzfahrten oder bei der Begleitung 
von Fahrzeugen oder von geschlosse-
nen Verbänden verwendet werden.

(3) Gelbes Blinklicht warnt vor Gefahren. 
Es kann ortsfest oder von Fahrzeugen 
aus verwendet werden. Die Verwendung 
von Fahrzeugen aus ist nur zulässig, um 
vor Arbeits- oder Unfallstellen, vor 
ungewöhnlich langsam fahrenden 
Fahrzeugen oder vor Fahrzeugen mit 
ungewöhnlicher Breite oder Länge oder 
mit ungewöhnlich breiter oder langer 
Ladung zu warnen.

§ 53 a StVZO Warndreieck, Warnleuchte, 
Warnblinkanlage
(1) ...

(2) In Kraftfahrzeugen mit Ausnahme 
von Krankenfahrstühlen, Krafträdern 
und einachsigen Zug- oder Arbeitsma-
schinen müssen mindestens folgende 
Warneinrichtungen mitgeführt werden:

1. in Personenkraftwagen, land- oder 
forstwirtschaftlichen Zug- oder 
Arbeitsmaschinen sowie anderen 
Kraftfahrzeugen mit einer zulässi-
gen Gesamtmasse von nicht mehr 
als 3,5 t: ein Warndreieck;

2. in Kraftfahrzeugen mit einer zulässi-
gen Gesamtmasse von mehr als 

3,5 t: ein Warndreieck und getrennt 
davon eine Warnleuchte.

Als Warnleuchte darf auch eine tragbare 
Blinkleuchte nach § 53b Abs. 5 Satz 7 
mitgeführt werden.

Ausbildung und Unterweisung der Beschäftigten
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Anhang 1
Informationsaufnahme für die Pannenhilfe/Unfallhilfe 
(Checkliste)

1 Ereignis 

Panne   Unfall   Sonstiges  

2 Anrufer 

Datum/Uhrzeit:  __________________________

Name: _______________________________________________________________________

Organisation/Behörde: _________________________________________________________

Name des Hilfe Suchenden und dessen Aufenthaltsort  
(falls abweichend von der Einsatzstelle): 
_____________________________________________________________________________

_____________________________________________________________________________

3 Einsatzstelle 

Straße, km-Stein, BAB-Nr.: ______________________________________________________

Fahrtrichtung: _________________________________________________________________

Standstreifen            Fahrstreifen          Parkplatz              Rasthof           Autohof  

PLZ/Ortsangaben: _____________________________________________________________

Ergänzende Angaben zum Standort: ______________________________________________

_____________________________________________________________________________

_____________________________________________________________________________

Verkehrsgefährdung:   ja    nein                Umweltgefährdung:   ja    nein

 
Markante topografische Orientierungspunkte (z. B. Sendemast):

_____________________________________________________________________________

_____________________________________________________________________________
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4 Schadensfahrzeug

Fahrzeugart: _____________________________ Hersteller: ___________________________

Typ/Modell/Ausführung: ________________________________________________________

Amtl. Kennzeichen: _______________________ Farbe/Beschriftung: ___________________

Zusäzlich bei Schwerfahrzeugen

Fahrgestellnummer: ________________ Erstzulassung: ________ Zul. Gesamtgewicht: ____

5 Schadensart

Möglichst genaue Pannen-/Schadensbeschreibung:
_____________________________________________________________________________

_____________________________________________________________________________

_____________________________________________________________________________

Unfall/Bergung (welcher Schadensumfang ist zu erwarten):
_____________________________________________________________________________

________________________________________ Rollfähig:    ja    nein

6 Sonstiges

Ort und Rückrufnummer  
des Hilfesuchenden: ___________________________________________________________

Bei Bussen:  
Personentransport erforderlich:   ja    nein      Anzahl der Insassen: _________________

Medizinische Probleme (z. B. Insulinpatienten): _____________________________________

Bei Gefahrguttransportern:  
Gefahrgut (Gefahrenkennzeichnung/Stoff-Nr.):______________________________________

Zusatzangaben für eine reibungslose Abwicklung der Hilfeleistung:

_____________________________________________________________________________

7 Kundenwunsch

Firma/Werkstatt: _________________________  Hersteller: ___________________________

Kreditkartenorganisation/Zahlungsart: ____________________________________________

Versicherung: ____________________________ Automobilclub: _______________________

Sonstiges: ____________________________________________________________________

_____________________________________________________________________________
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• Warnblinkanlage schon beim Ausrol-
len des Fahrzeugs einschalten und 
dann eingeschaltet lassen

• Fahrzeug an den äußersten rechten 
Fahrbahnrand bzw. – wenn möglich 
– ganz oder teilweise auf die Bankette 
stellen

• Lenkung zum Fahrbahnrand hin ein-
schlagen, bei rechts abgestelltem 
Fahrzeug Lenkung nach rechts

• Bei Dunkelheit oder schlechter Sicht 
Standlicht einschalten

• Warnweste anziehen
• Alle Insassen (ausgenommen Fahr-

gäste im Omnibus) sollen aussteigen 
und sich abseits der Fahrbahn/hinter 
der Schutzplanke aufhalten

• Warndreieck und – soweit das Fahr-
zeug damit ausgerüstet ist – andere 
Warneinrichtungen (Warnleuchte, 
tragbare Blinkleuchte) in ausreichen-
der Entfernung aufstellen; die Entfer-
nung ist im Wesentlichen abhängig 
von der Geschwindigkeit des fließen-
den Verkehrs und eventuellen Sicht-
einschränkungen (z. B. Kurve, Kuppe):

 – bei schnellem Verkehr in einer Ent-
fernung von ca. 100 m,

 –  auf Autobahnen in einer Entfernung 
von mindestens 150 m bis 400 m, 
ausreichend weit vor einer Kurve 
bzw. Kuppe.

• Wege nach Möglichkeit abseits der 
Fahrbahn/hinter der Schutzplanke 
zurücklegen; falls nicht möglich: am 
äußersten Fahrbahnrand gehen mit 
Blickrichtung stets zum fließenden 
Verkehr

• Hilfe über Notrufsäule oder Mobil-
telefon herbeirufen

• Präzise Angaben machen; siehe hier-
zu auch Anhang 1 „Informationsauf-
nahme für die Pannenhilfe/Unfallhil-
fe“

• Keinesfalls die Fahrbahn betreten, 
solange der Verkehr noch fließt

• Ruhe bewahren und andere Beteiligte 
beruhigen

Anhang 2
Sicherheitshinweise für Betroffene
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Vorschläge für die Absicherung von Einsatzstellen

Regelpläne I bis VI

Die nachfolgend beschriebenen Regelpläne stellen typische Beispiele dar. 

Die aufgezeigten Absicherungen sind lediglich als Empfehlungen zu verstehen. 

Sie erheben keinen Anspruch auf Rechtsverbindlichkeit, die Verantwortung des 
Einsatzpersonals bleibt hiervon unberührt.

Die Darstellung ist zur Verdeutlichung der räumlichen Entfernungen nicht maßstäb-
lich.

Anhang 3
Regelpläne
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Standstreifen.

Pannenfahrzeug: 
auf dem rechten Fahrstreifen

Arbeitsraum:
ragt nicht in den linken Fahr-
streifen

Polizei verständigen!

Die Absicherung gilt analog auch 

ohne Standstreifen.

Arbeitsraum

Regelplan I
Vorschlag für die Absicherung einer Einsatzstelle
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Regelplan II
Vorschlag für die Absicherung einer Einsatzstelle
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Die Absicherung gilt 
analog auch für drei-

mit Standstreifen.

Regelplan III
Vorschlag für die Absicherung einer Einsatzstelle
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Regelplan IV
Vorschlag für die Absicherung einer Einsatzstelle
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Regelplan V
Vorschlag für die Absicherung einer Einsatzstelle
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Regelplan VI
Vorschlag für die Absicherung einer Einsatzstelle
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dar.
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Anhang 4
Informationsgrundlagen

1. Gesetze/Verordnungen

Bezugsquelle:
Buchhandel und Internet:  
z. B. www.gesetze-im-internet.de 

• Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG)
• Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung 

(StVZO)
• Straßenverkehrs-Ordnung (StVO)
• Betriebssicherheitsverordnung (Be-

trSichV)
• PSA-Benutzungsverordnung (PSA-BV)

2. Vorschriften, Regeln und 
 Informationen für Sicherheit  
und  Gesundheit bei der Arbeit

Bezugsquelle:
Bei Ihrem zuständigen Unfallversiche-
rungsträger und unter  
www.dguv.de/publikationen

DGUV Vorschriften
• DGUV Vorschrift 1 „Grundsätze der 

Prävention“
• DGUV Vorschrift 3 und 4 „Elektrische 

Anlagen und Betriebsmittel“
• DGUV Vorschrift 54 und 55 „Winden, 

Hub- und Zuggeräte“ 
• DGUV Vorschrift 52 und 53 „Krane“ 
• DGUV Vorschrift 70 und 71 „Fahrzeuge“

DGUV Regeln
• DGUV Regel 100-500 und 100-501 „Be-

treiben von Arbeitsmitteln“
 – Kapitel 2.8 „Betreiben von Lastauf-
nahmeeinrichtungen im Hebezeug-
betrieb“

 –  Kapitel 2.10 „Betreiben von Hebe-
bühnen“

• DGUV Regel 112-189 „Benutzung von 
Schutzkleidung“ 

• DGUV Regel 112-191 „Benutzung von 
Fuß- und Knieschutz“

• DGUV Regel 112-192 „Benutzung von 
Augen- und Gesichtsschutz“

• DGUV Regel 112-193 „Benutzung von 
Kopfschutz“

• DGUV Regel 112-195 „Benutzung von 
Schutzhandschuhen“ 

DGUV Informationen
• DGUV Information 200-005 „Qualifi-

zierung für Arbeiten an Fahrzeugen mit 
Hochvoltsystemen“
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3. DIN EN-Normen, ECE-Regelun-
gen und technische Anforderungen

Bezugsquelle:
Buchhandel oder Beuth Verlag GmbH, 
Burggrafenstraße 6, 10787 Berlin

• DIN EN 342:2018-01, Schutzkleidung 
– Kleidungssysteme und Kleidungs-
stücke zum Schutz gegen Kälte

• DIN EN 343:2010-05, Schutzkleidung 
– Schutz gegen Regen  
ein Entwurf 2017-10 ist ebenfalls veröf-
fentlicht

• DIN EN ISO 20345:2012-04, Persönli-
che Schutzausrüstung – Sicherheits-
schuhe

• DIN EN ISO 20346: 2014-09, Persönli-
che Schutzausrüstung – Schutzschuhe

• DIN EN 397:2013-04, Industrieschutz-
helme

• DIN EN 420:2010-03, Schutzhand-
schuhe – Allgemeine Anforderungen 
und Prüfverfahren

• DIN EN ISO 20471:2017-03, Hochsicht-
bare Warnkleidung Prüfverfahren und 
Anforderungen 

• Regelung Nr. 48 der Wirtschaftskom-
mission der Vereinten Nationen für 
Europa (UN/ECE) – Einheitliche Bedin-
gungen für die Genehmigung von 
Fahrzeugen hinsichtlich des Anbaus 
der Beleuchtungs- und Lichtsignalein-
richtungen [2016/1723]

• Regelung Nr. 104 der Wirtschaftskom-
mission der Vereinten Nationen für 
Europa (UNECE) – Einheitliche Bedin-
gungen für die Genehmigung retro-
reflektierender Markierungen für Fahr-
zeuge der Klasse M, N und O

4. Technische Lieferbedingungen

Bezugsquelle:
Forschungsgesellschaft für Straßen und 
Verkehrswesen e.V.

• Technische Lieferbedingungen für 
Leitkegel (TL-Leitkegel)

Anhang 4
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Notizen
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Berufsgenossenschaft Holz und Metall

Internet: www.bghm.de 
Kostenfreie Servicehotline: 0800 9990080-0
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